
Prozessvoraussetzungen (Art. 59 ff.) 
 

Definition 
- Bedingungen, ohne deren Vorliegen das Gericht nicht in der Sa-

che verhandeln und entscheiden darf. Fehlt eine Prozessvorausset-

zung, so ist auf die Klage nicht einzutreten (Art. 59 Abs. 1). 

 

Welche sind die Prozessvoraussetzungen (Art. 59 Abs. 2)*? 
 

Gruppen Prozessvoraussetzungen 
betreffend das Gericht  Örtliche/sachliche Zuständigkeit 

betreffend die Parteien  – Parteifähigkeit 
 – Prozessfähigkeit 
 – Prozessführungsbefugnis 
 – Postulationsfähigkeit 

betreffend die Klage  Zulässigkeit der Klage: 
 – Rechtsschutzinteresse 
 – Fehlende materielle Rechtskraft 
 – Fehlende Rechtshängigkeit in einem 
anderen Verfahren 
 
 Ordnungsgemässe Anhebung der Klage: 
 – Formell gültige Klage 
 – Durchgeführtes Schlichtungsverfahren       
soweit notwendig 
 – Leistung des Vorschusses und der Si-
cherheit für die Prozesskosten 

 

* Art. 59 Abs. 2 ZPO beinhaltet eine nicht als abschliessend ge-

dachte Aufzählung der Prozessvoraussetzungen. 

 



Entscheid über die Prozessvoraussetzungen 

 
Prüfung  

von Amtes wegen 

 Prüfung ohne entsprechenden Antrag (Art. 60) 

Zeitpunkt – Prüfung grundsätzlich bei Klageeingang, 

auch später jederzeit möglich 

 

– Die Prozessvoraussetzungen müssen im 

Zeitpunkt des Urteils (noch) gegeben sein 

Ausnahme: Sind die Voraussetzungen für die 

örtliche Zuständigkeit bei Abhängigmachung  

einer Klage gegeben, bleibt die Zuständigkeit 

für den ganzen Prozess erhalten, auch wenn 

die Voraussetzungen später wegfallen (Prinzip 

der perpetuatio fori: Art. 64 Abs. 1 lit. b) 

Entscheid-Form – Bei Fehlen an einer oder mehrerer Prozess-

voraussetzungen erfolgt Nichteintretensent-

scheid (Art. 59 Abs. 1 und Art. 236 Abs. 1) 

 – Ansonsten: Erfolgt Eintreten und Durchfüh-

rung des Verfahrens, i.d.R. nicht in selbständi-

gem Entscheid (falls doch: Prozessleidender 

Entscheid), sondern im Sachentscheid im Sinne 

einer Vorfrage 

Wirkung bei  

Nichteintretens-

entscheid 

 – Keine materielle Rechtskraft (hinsichtlich 

des geltend gemachten Anspruchs) 

 

 – Materielle Rechtskraft (hinsichtlich der beur-

teilten Prozessvoraussetzungen) 

 



 Prozesserledigender Entscheid 
(schliesst das Verfahren innerhalb der Instanz ab) 

 

 

Prozessentscheid    Sachenentscheid/Sachurteil 

(Entscheid über Fehlen   (Entscheid über den 

von Prozessvoraussetzungen) eingeklagten Anspruch) 

 

Nichteintretensentscheid 

        

Richterliche   Parteierklärung 

Beschluss Verfügung  Rechtsfindung  (Abschreibungs-

(Kollegial- Einzel-                       (Urteil)             beschluss oder 

behörde)  behörde)                         -verfügung) 

              

  Wirkung:      Wirkung: 

- Keine materielle Rechtskraft  - Materielle Rechtskraft 

(hinsichtlich des geltend  

gemachten Anspruchs) 

- Materielle Rechtskraft 

(hinsichtlich der beurteilten  

Prozessvoraussetzungen) 

 

Prozessleitender Entscheid 
(dient der Fortführung des Verfahrens) 

             

          

    Beschluss  Verfügung 

(Kollegialbehörde)  (Einzelbehörde) 



Rechtshängigkeit (Art. 62 ff.) 
 

Beginn 
- Einreichung eines Schlichtungsgesuches, einer Klage, eines Ge-

suches oder eines gemeinsamen Scheidungsbegehrens (Art. 62 

Abs. 1). 

 

Wirkungen 
 

Ausschlusswirkung  Dieselbe Klage kann nicht mehr er-
neut vor Gericht eingeklagt werden 
(Art. 64 lit. a) 

Begründung der Fortfüh-
rungslast 

 Die Klage kann von der klagenden 
Partei nur noch mit der Wirkung zu-
rückgezogen werden, dass die Erledi-
gung in Rechtkraft erwächst und ent-
sprechend nicht mehr erneut erhoben 
werden kann (Art. 65) 

Fixationswirkung  Die Klage kann nur abgeändert wer-
den, soweit das Gesetz dies zulässt 
(vgl. Art. 227) 

Fixierung der örtlichen 
Zuständigkeit 

 Die örtliche Zuständigkeit bleibt er-
halten (Art. 64 Abs. 1 lit. b) 

Einhaltung von Klagefris-
ten 

 Art. 64 Abs. 2: Sie setzt eine bestimm-
te qualifizierte Form der Anrufung des 
Gerichts, d.h. eben einer Form der 
Rechtshängigkeit voraus 

Koordinationsmassnahmen 
bei zusammenhängenden 
Verfahren 

 Verfahrenskoordination bei zusam-
menhängenden Ansprüchen (Art. 127) 

  



Ausschlusswirkung (Art. 64 Abs. 1 lit. a) 
 
- Ist eine Klage rechtshängig geworden, so kann der Streitgegens-

tand zwischen den gleichen Parteien nicht mehr bei einem anderen 

Gericht erhoben werden. 

 

- Falls dies trotzdem erfolgt:  

a) ist auf die neue Klage infolge Fehlens einer negativen Pro-

zessvoraussetzung nicht einzutreten (Art. 59 Abs. 2 lit. d). 

 b) kann das später angerufene Gericht anstelle des sofortigen 

Nichteintretens den Prozess gemäss Art. 126 ZPO sistieren und so 

lange warten, bis das zuerst angerufene Gericht positiv oder nega-

tiv über die Erfüllung der Prozessvoraussetzungen entschieden 

hat. 

 

- Klageidentität: Gilt die Kernpunkttheorie (der Kernpunkt der 

beiden Rechtsstreitigkeiten soll übereinstimmen): 

a) Gleiche Parteien. 

b) Gleicher Streitgegenstand (dieselbe Grundlage, dasselbe 

Rechtsverhältnis). 

 
 

 
 


